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Vorblatt 


Außenwirtschafts-Nachlaufverordnungen 

(Aufhebungsrecht des Bundestages innerhalb 
von vier Monaten nach Verkündung) 

a) Neunzehnte Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung 

b) Zwanzigste Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung 

(Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 

A, Probleme und Lösungen 
Zu a) 

Problem 

Bei den Rechtsgrundlagen für die Ein- und Ausfuhr einer Reihe 
von Erzeugnissen haben sich Änderungen ergeben. 

Zu b) 

Problem 

Zur Abrundung des außenwirtschaftlichen Stabilisierungspro- 
grammes soll die Genehmigungspflicht für die Verzinsung von 
ausländischem Guthaben bei deutschen Kreditinstituten einge- 
führt werden. 

Lösung 

Die Außenwirtschaftsverordnung soll deshalb auf den neuesten 
Stand gebracht werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Vorschlag 

Der Bundestag macht von seinem Aufhebungsrecht keinen Ge- 
brauch. 
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Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung erlassene Neunzehnte 
Verordnung zur Änderung der Außenwirtschafts Verordnung 

— Drucksache Vl/2101 — 

über die von der Bundesregierung erlassene Zwanzigste 
Verordnung zur Änderung der Außen Wirtschaftsverordnung 

— Drucksache Vl/2178 — 


Bericht des Abgeordneten van Delden 


Die Verordnungen, die bereits in Kraft getreten 
sind, wurden vom Herrn Präsidenten des Deutschen 
Bundestages an den Ausschuß für Wirtschaft zur 
Beratung überwiesen. Es handelt sich um sog. Nach- 
lauf-Verordnungen, bei denen der Deutsche Bundes- 
tag nach § 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 
ein Aufhebungsrecht in einer Frist von vier Monaten 
nach Verkündung der Verordnungen hat. 

Die 19. Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung enthält die seit Januar 1971 
fällige Verzahnung des EWG-Marktordnungsrechts 
(Lizenzverordnung vom 10. Juli 1970) mit den ent- 
sprechenden außenwirtschaftsrechtlichen Vorschrif- 
ten, das neue Kohleausfuhrverfahren, einige Erleich- 
terungen im allgemeinen Abfertigungverfahren 
und den Wegfall des Genehmigungserfordernisses 
für lange Lieferfristen, insbesondere für den Waren- 
verkehr innerhalb des Gemeinsamen Marktes und 
bei der Einfuhr von EWG-Marktordnungswaren so- 
wie einige Änderungen im Meldewesen der Deut- 


schen Bundesbank. Danach wird u. a. die Melde- 
pflicht, um die statistische Erfassung zu'vervollstän- 
digen, auf alle „Darlehen und sonstigen Kredite" 
ausgedehnt, so daß nun auch längerfristige Kredite 
einbezogen sind. Die Meldepflicht entsteht, wenn 
eine Betragsgrenze von 100 000 DM überschritten 
wird. 

Durch die 20. Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung ist eine Genehmi- 
gungspflicht für die Verzinsung von ausländischem 
Guthaben bei deutschen Kreditinstituten eingeführt 
worden. Zur Beseitigung von Umgehungsmöglich- 
keiten wurde außerdem der Erwerb von Geldmarkt- 
papieren durch Ausländer und der Abschluß von 
Pensionsgeschäften mit Ausländern in die Genehmi- 
gungspflicht einbezogen. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, von seinem Aufhebungsrecht keinen 
Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 9. Juni 1971 , 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum van Delden 

Vorsitzender Berichterstatter 
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